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Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Bundesstraßengesetz 1971 geändert wird  
(BStG-Novelle 2021); Stellungnahme 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

 

Wir bedanken uns für die Übermittlung des Entwurfs eines Bundesgesetzes, mit dem das  

Bundesstraßengesetz 1971 geändert wird. Gegen die Regelungsinhalte der Novelle bestehen 

keine Einwände. Anlässlich der Novelle schlagen wir jedoch zusätzlich folgende Änderung vor: 

 

Zu § 26 Abs. 2 – Befristete Zu- und Abfahrten 

Neben der Errichtung von Infrastrukturbauten kann grundsätzlich auch die Erschließung von 

Abbauquellen für mineralische Rohstoffe, deren Abbau im öffentlichen Interesse steht, die 

Errichtung einer temporären Zu- und Abfahrt notwendig machen. Die Sachverhalte sind einander 

im Wesentlichen ähnlich. Das bestehende öffentliche Interesse am Rohstoffabbau zeigt sich an 

den Bestimmungen des Bundesgesetzes über mineralische Rohstoffe (Mineralrohstoffgesetz). 

 

In § 26 Abs. 2 könnte man daher die Option einfügen, eine temporäre Zu- und Abfahrt auch zu 

und von Abbauquellen errichten zu können, die es ermöglicht, den Schwerverkehr auf kurzem 

Wege dem höherrangigen Straßennetz zuzuführen. Um sicherzustellen, dass solche temporären 

Zu- und Abfahrten die Ausnahme bleiben, könnte die Regelung an den Nachweis des öffentlichen 

Interesses am Rohstoffabbau anknüpfen. Ebenso könnten topografische Aspekte, das Flächenmaß 

des Abbaugebietes oder das abzubauende Volumen berücksichtigt werden. Praktikabel wäre in 

diesem Fall, die entstehenden Kosten den Betreibern der jeweiligen Abbauquellen 

vorzuschreiben. Es wird daher angeregt, eine dahingehende Erweiterung in § 26 Abs. 2 zu 

prüfen. 

 

Freundliche Grüße 

 

 

Dr. Harald Mahrer Karlheinz Kopf 

Präsident Generalsekretär 
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